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1 Einleitung
Es handelt sich bei diesem Dokument um eine Ergänzung zu der Grundinformation PfarrPlan 2030 planen und durchführen, die allen Kirchengemeinden und Pfarrämtern zugeht.

Insbesondere sei ausdrücklich auf die dort zu Beginn genannten weiteren Dokumente (siehe vor allem auch die Inhalte in Anlage 4.1 - Umsetzungsfragen) hingewiesen. Für Detailfragen, die sich im Verlauf der Beratungen ergeben, gibt es Hinweise in weiteren Materialien. 
Für die Erstellung des bezirklichen Stellenverteilungskonzeptes braucht es neben einem realistischen Blick in die Zukunft auch einen gut geplanten Beteiligungsprozess im Kirchenbezirk und die Bereitschaft, in parochialen und regio-lokalen Bezügen zu denken und diese zu gestalten. Kleinräumige auf einzelne Kirchengemeinden bezogene „Lösungen“, bewähren sich nicht mehr. Folgende Leitfragen muss jeder PfarrPlan-Sonderausschuss zu Beginn seiner Arbeit klären:
· Welche Kooperationen sind in der Nachbarschaft zwischen Pfarrstellen möglich?

· Welche Angebote kirchlichen Lebens brauchen wir für unsere Mitglieder?

· Wie kann Solidarität gestärkt werden? (Schwache stützen, Verantwortung übernehmen und teilen)
Auch die weiteren und notwendigen Veränderungen im kirchlichen Raum (Verwaltungsmodernisierung, Digitalisierung, Finanzwesen) sind bei den bezirklichen Planungen in den Blick zu nehmen. Gegebenenfalls braucht es auch einen Abgleich mit einem Immobilienkonzept, das Auswirkungen für den PfarrPlan haben könnte. 
2 Zeitplan und Handlungsablauf im Kirchenbezirk, Öffentlichkeitsarbeit
Die folgende Zeitplanung soll einen transparenten Prozess mit Beteiligung ermöglichen.
2.1 Sommer 2022:
Vorbereitung der Bezirkssynode Herbst 2022
· Information der Pfarrämter und Kirchengemeinderäte über den anstehenden PfarrPlan 2030 (spätestens mit Einladung zur Bezirkssynode)
· Erstellen einer auf den Kirchenbezirk zugeschnittenen Todo-Liste

· Vorüberlegungen zu Zeitplan und Vorgehen
· Vorüberlegungen zu einem bezirklichen PfarrPlan-Sonderausschuss.
Hierfür bieten sich verschiedene Möglichkeiten an:
· Die Bezirkssynode wählt einen dem Kirchenbezirksausschuss zuarbeitenden beratenden bezirklichen PfarrPlan-Sonderausschuss
· Die Bezirkssynode beauftragt den Kirchenbezirksausschuss als PfarrPlan-Sonderausschuss
· Die Bezirkssynode wählt Experten/Expertinnen und/oder Vertretungen bestimmter Bereiche mit der Bitte an den Kirchenbezirksausschuss, diese zu den Sitzungen beratend einzuladen
· Der örtliche PfarrPlan-Sonderausschuss sollte so zusammengesetzt sein, dass er um die verschiedenen Interessen weiß, sie gewichten und bewerten kann 
· Dem PfarrPlan-Sonderausschuss wird dringend empfohlen, möglichst frühzeitig zu vereinbaren, wie die Kommunikationswege nach innen und Veröffentlichung nach außen (z.B. Pressemitteilungen) verantwortlich gestaltet werden 
Planung von finanziellen Mitteln für Moderatorinnen und Moderatoren, die die Erarbeitung des bezirklichen Stellenverteilungskonzepts begleiten. Der Oberkirchenrat beteiligt sich zur Hälfte an den Kosten der Moderation. Die Kirchenbezirke können zur Übernahme der anderen Hälfte angefragt werden. Weitere Informationen unter: Vernetzte Beratung (elk-wue.de) und   Antrag an die Vernetzte Beratung (Fachb. Gemeindeberatung u. Organisationsentwicklung/GOW) (office.com)
2.2 Herbst 2022: 
Bezirkssynode mit Zeitplan und Bestellung des PfarrPlan-Sonderausschusses
· Information über den PfarrPlan 2030
· Vorstellung des Zeitplans und des geplanten Vorgehens:
Zeitplan bis zur Erarbeitung einer Vorlage für die Bezirkssynode im Frühjahr 2024
und Vorgehen für den gesamten Prozess (die Methodik des Vorgehens – siehe 
unter 3. – sollte dem PfarrPlan-Sonderausschuss im Benehmen mit dem KBA 
überlassen bleiben)
· Meinungsbildung, Fragen, Ergänzungen, Änderungsvorschläge

· Beschlussfassung der Bezirkssynode zu:

· Zeitplan
· Vorgehen
· Zusammensetzung des bezirklichen Pfarrplan-Sonderausschusses 
2.3 März 2023: 
Arbeitsphase I des bezirklichen PfarrPlan-Sonderausschusses
· Unmittelbar nach der Tagung der Landessynode vom 24. bis 25. März 2023 werden den Dekanatämtern die verbindlichen Zielzahlen für die jeweiligen Kirchenbezirke mitgeteilt.
· Der PfarrPlan-Sonderausschuss nimmt seine Arbeit auf.

· Eine gute Terminplanung für den Gesamtprozess muss höchste Priorität haben.

· Schon in der Startphase werden bei Bedarf Stellungnahmen bei gewählten Vorsitzenden, Pfarrer:innenschaft oder Distrikten eingeholt.





 




· Es ist ratsam, erarbeitete Entwürfe für ein bezirkliches Stellenverteilungskonzept vor der Einbringung in die Herbstsynode mit dem Oberkirchenrat auf rechtliche und inhaltliche Durchführbarkeit zu besprechen.

2.4 Herbst 2023: 
Bezirkssynode mit Vorschlag für das bezirkliche Stellenverteilungskonzept
· Bericht über den Prozess mit Erläuterung des vorgeschlagenen Entwurfs eines bezirklichen Stellenverteilungskonzepts

· Meinungsbildung mit Einbringung von Anregungen und Auflistung offener Fragen
· Beschluss der Bezirkssynode:
- Beauftragung des PfarrPlan-Sonderausschusses zur Weiterarbeit
- Vorgaben für den PfarrPlan-Sonderausschuss?
- Die von Veränderungen betroffenen Kirchengemeinden, Pfarrämter und Distrikte (Regio-lokalität) werden gebeten, bis Januar 2024 eine Stellungnahme abzugeben.
2.5 Januar bis spätestens März 2024: 
Arbeitsphase II des bezirklichen PfarrPlan-Sonderausschusses 
· Sichtung und ggf. Aufnahme der eingegangenen Stellungnahmen in das bezirkliche Stellenverteilungskonzept. Finalisierung der Beschlussvorlage für die Bezirkssynode im Frühjahr 2024 nach erfolgter Rücksprache mit dem Oberkirchenrat.
2.6 Spätestens Ende März 2024: 
Bezirkssynode mit Beschluss über das bezirkliche Stellenverteilungskonzept




· Bezirkssynode mit Beschlussfassung über den Entwurf des bezirklichen Stellenverteilungskonzepts. Dazu muss die Bezirkssynode das Gesamtkonzept der Stellenverteilung erfassen können (siehe die unten bei 4.1 und 4.2 beschriebene Form). Weitere Erläuterungen sind selbstverständlich möglich.
· Dem Oberkirchenrat wird der Beschluss der Bezirkssynode zum Stellenverteilungskonzept als Protokollauszug übermittelt, aus dem das genaue Abstimmungsverhältnis hervorgeht und in strittigen Fällen abweichende Stellungnahmen von Kirchengemeinden, Pfarrämtern oder Distrikten beizulegen sind, sowie, falls Verschiebungen von Deputatsanteilen zwischen Pfarrämtern vorgesehen werden, die Stellungnahme des Schuldekans oder der Schuldekanin 
Bei aufwändigen Prozessen kann im Einzelfall zwischen Kirchenbezirk und Oberkirchenrat eine Verlängerung des Abgabetermins des bezirklichen Stellenverteilungskonzeptes vereinbart werden.
2.7 Bis November 2024: 
Fortgang auf landeskirchlicher Ebene
· Prüfung der bezirklichen Stellenverteilungskonzepte durch Oberkirchenrat und den Ausschuss für Kirchen- und Gemeindeentwicklung der Landessynode. Diese werden in der Regel den Beschlussvorschlägen der Bezirkssynoden folgen, sind allerdings - wenn beispielsweise eine Lösung nicht ausreichend nachhaltig oder nicht ausgewogen erscheint - nicht daran gebunden. 
· Vorlage der Stellenverteilungskonzepte an die Landessynode. Diese entscheidet im Rahmen des zum Haushaltsplan gehörenden Stellenplanes über die in den bezirklichen Stellenverteilungskonzepten vorgeschlagenen Aufhebungen und Errichtungen von Pfarrstellen.




3 Vorschläge für das Vorgehen zur Verteilung der Pfarrstellen auf einzelne Kirchengemeinden
3.1 Vorarbeiten

Feste und nicht verhandelbare Anteile - Vorgaben

· Die Stelle des Dekans oder der Dekanin ist im Umfang von 100 Prozent auszuweisen. 

· Die bewegliche Pfarrstelle zur Dienstaushilfe beim Dekanatamt ist im Umfang von 100 Prozent auszuweisen. 
Es besteht die Möglichkeit, sie im Umfang von 50% auszuweisen, wenn zwei der folgende drei Kriterien erfüllt sind: 
     1. die Kirchengemeinde des Dekans ist kleiner als 2.500 Gemeindeglieder, 
     2. die Zielzahl des Kirchenbezirks für den PfarrPlan 2030 beträgt 20 Stellen oder 
          weniger,
     3. die Gemeindegliederzahl des Kirchenbezirks beträgt 30.000 oder weniger 
. 
(Sondersituation im Kirchenkreis Stuttgart: Wegen der verringerten Sockelzuweisung wird es dem Kirchenkreis Stuttgart freigestellt, im Rahmen der zugewiesenen bezirklichen Zielzahlen diese Stellen bei den Dekanatämtern Bad Cannstatt, Degerloch und Zuffenhausen in geringerem Umfang als 100 Prozent auszuweisen oder ganz darauf zu verzichten.) 
· Außerdem ist mindestens eine weitere Pfarrstelle in der Kirchengemeinde des Dekans oder der Dekanin im Umfang von 100 Prozent auszuweisen. Die Kirchengemeinde am Sitz des Dekanatamts sollte eine Größe haben, die ihrer Mittelpunktsfunktion im Kirchenbezirk gerecht werden kann. Ist die Kirchengemeinde des Dekans/der Dekanin klein und der Erhalt der weiteren Pfarrstelle im Umfang von 100 Prozent gefährdet, können von dieser Stelle aus auch Vertretungsaufgaben in der Kirchengemeinde und im Kirchenbezirk übernommen werden.

· Jeder Kirchenbezirk weist eine Transformationspfarrstelle mit einem Dienstumfang von 100% aus. Der Dienstauftrag orientiert sich an den Erfordernissen vor Ort (Schwerpunktsetzung, Verbindung mit Gemeindepfarrstelle im Rahmen eines Vertretungsdienstauftrages, Springerdienste usw. sind möglich. Die Stelle kann auf zwei Mal 50% aufgeteilt werden.) siehe: Transformationspfarrstelle.docx
· Beratungen und Klärungen über den Transfer von Pfarrstellenanteilen für kirchenbezirksübergreifende Aufgaben, die in einem Kirchenbezirk stellvertretend für mehrere Kirchenbezirke wahrgenommen werden (beispielsweise für Diakonie in den Kirchenbezirken Blaubeuren und Ulm).
· Es ist zu entscheiden, ob für bestimmte Sonderdienste auf Kirchenbezirksebene Pfarrstellenanteile vorgesehen und reserviert werden sollen
 oder – wenn es sich um eine landeskirchliche Zuweisung von Stellenanteilen für Krankenhaus- oder Hochschulseelsorge handelt
 - verwendet werden müssen. 
Verhandelbare Anteile

Mit dem bisher Genannten ist ein Teil, der dem Kirchenbezirk zur Verfügung stehenden Zielstellen, bereits verplant. Mit den weiteren Überlegungen werden die verbleibenden Pfarrstellenanteile nach parochialen und regio-lokalen Gesichtspunkten im Kirchenbezirk verteilt. Folgende Aufgaben stehen an:

· Optionen für parochiale und regio-lokale Kirchenentwicklung wahrnehmen und einen Verständigungsprozess vor Ort anregen (siehe dazu Verständigungsprozess „Kirche, Gemeinde und Pfarrdienst neu denken“ www.kirche-neu-denken.de.)
· Erheben, Sichten und Beurteilen von Besonderheiten in der Parochie und dem regio-lokalen Kontext, die für den pfarrdienstlichen Aufwand relevant sind oder sein könnten
. In diesem Zusammenhang sind auch Vorausberechnung über die Entwicklung der Gemeindegliederzahlen und weiterer besonderer Umstände bis zum Jahr 2030 und darüber hinaus relevant, um zu klären: Welche Pfarrstellen sollen langfristig erhalten bleiben? Welche Pfarrhäuser stehen zur Verfügung? Steht die Ablösung von Staatspfarrhäusern im Raum, ist eine enge Abstimmung mit dem OKR unabdingbar. (Dez.8.1.3 Pfarrhausangelegenheiten, Harald.Goldschmidt@elk-wue.de)

· Möglichkeiten der Zusammenarbeit zwischen Kirchengemeinden und Pfarrämtern, Bildung von Verbund- und Gesamtkirchengemeinden in unterschiedlicher Verbindlichkeit und Zusammenarbeit
 wahrnehmen. (Dez. 8.1.4 Gemeindeaufsicht, bernhard.kolb@elk-wue.de)
· Eine Häufung von Pfarrstellen mit eingeschränktem Dienstauftrag in unmittelbarer Nachbarschaft ist nicht genehmigungsfähig und bedarf zumindest der Absprache mit dem Oberkirchenrat. 

3.2 Möglichkeiten zur Durchführung der Verteilung
Das gemeinsame Ziel, ein bezirkliches Stellverteilungskonzept zu erstellen, muss sich an nachhaltigen Strukturen ausrichten. Eine sachliche fundierte Analyse der sozialräumlichen Orientierung (Kommunale Zuordnung, Schulen, Wege des täglichen Bedarfs, usw.) sowie die Sichtung der milieusensiblen Daten (Bildungsteilhabe, kulturelle Orientierung, Lebensentwürfe, …) ist hierbei ebenso hilfreich, wie eine gute Übersicht zu den Gemeinden und Pfarrstellen. 

3.2.1 Berechnungsverfahren

Bei früheren PfarrPlan Beratungen wurden z.T. mathematische Verteilmodelle entwickelt. Das Dezernat Theologische Ausbildung und Pfarrdienst im Oberkirchenrat beurteilt dies zwiespältig. Neben dem Eindruck der Objektivier- und Nachvollziehbarkeit, bleibt die Aufgabe bestehen, verantwortliche Entscheidungen in Bezug auf Zuschnitt, Umfang, Attraktivität und Besetzbarkeit von Pfarrstellen zu treffen, damit nachhaltige Lösungen ohne umfangreichen Nachregulierungsbedarf gefunden werden. 
3.2.2 Sichtungsverfahren

Andererseits wurde ein „Sichtungsverfahren“ angewandt, das auf Evidenz setzte. Dabei wurde z.T. bewusst in Kauf genommen, dass nebeneinander größere und kleinere Pfarrstellen gestaltet werden, die in gewissen Umfang den Unterschieden in der Pfarrerschaft entgegenkommen.

3.2.3 Kombiverfahren (Berechnungsverfahren und Sichtverfahren)
Die Entscheidungsgänge bei den vorigen PfarrPlänen haben gezeigt, dass eine Kombination aus beiden Verfahren deren Vorteile vereinen kann. Werden die landeskirchlichen Verteilmerkmale mit den größten Gewichten auf die Ebene der parochialen und regio-lokalen Bezugssysteme angewendet, ist zu beachten:
· Sollen im Kirchenbezirk zusätzliche Merkmale über die landeskirchlichen Merkmale hinaus berücksichtigt werden, oder soll es bezirkliche Sonderaufträge im Nebenamt geben, müssen die Multiplikatoren für die landeskirchlichen Merkmale entsprechend verkleinert werden, damit Pfarrstellenanteile für die zusätzlichen Merkmale übrig bleiben.

· Die landeskirchlichen Verteilkriterien wurden nicht für die Anwendung auf den kleinräumigen Bereich einer Kirchengemeinde konzipiert. Was sich bei Anwendung des Berechnungssystems auf der Ebene der Kirchenbezirke rechnerisch ausmittelt, kann bei unreflektierter Anwendung auf Ebene der Kirchengemeinden zu Fehlbewertungen führen. Es empfiehlt sich stattdessen, die Gewichtung an den tatsächlichen Umständen (etwa: „eine Kirchengemeinde wird mitversehen“ oder: „in einer Kirchengemeinde gibt es mehrere Pfarrstellen“ oder: „es handelt sich um eine Einzelpfarrstelle“) auszurichten. Ähnliches gilt für das Deputat im Religionsunterricht
.

Weil sich die Gemeindegliederzahlen bis zum Jahr 2030 verändern können, ist insgesamt zu beachten, dass alle Berechnungs- und Sichtungsergebnisse immer nur Annäherungswerte darstellen. Zuletzt bleibt es eine verantwortliche Aufgabe das Für und Wider abzuwägen, welche Pfarrstellen bestehen und welche aufgehoben werden. Dies stellt besonders bei gleichwertigen Pfarrstellen eine große Herausforderung dar, die nicht nur in der Entscheidung, sondern auch der Kommunikation bedacht sein will. 
Im Zweifelsfall kann die Beschlussfassung in der Bezirkssynode als geheime Abstimmung erfolgen, oder der Oberkirchenrat kann um eine Entscheidung gebeten werden.
3.2.4 Eine Bemerkung zum Ausgleich zwischen benachbarten Pfarrämtern
Beim Ausgleich zwischen benachbarten Pfarrämtern führt das Operieren mit Prozenten häufig zu Problemen und Streit, etwa wenn vorgesehen wurde: „Pfarramt X übernimmt 25% von Pfarramt Y“. Dies setzt als Ausgangslage eine Differenz von 50% (nicht nur 25%!) voraus, wobei noch unklar bleibt, ob dabei der Religionsunterricht enthalten gedacht ist.
Statt Prozente zu nennen, muss festgelegt werden, was konkret abzugeben bzw. zu übernehmen ist. Dabei soll die parochiale Zuständigkeit und die Verlässlichkeit des Pfarrdienstes für die Gemeindeglieder im Blick sein.
Wie bereits an anderer Stelle ausgeführt, ist der Versuch eines Fein-Ausgleichs zwischen benachbarten Pfarrämtern problematisch und nicht erstrebenswert. Es darf Unterschiede geben, solange diese nicht den Rahmen des in der Landeskirche Üblichen übersteigen.

3.2.5 Deputate im Religionsunterricht
:
1. Zum Auftrag eines Pfarrers oder einer Pfarrerin gehört nach § 5 Abs. 2 WürttPfG der „Dienst an jungen Menschen in Schule" und „kirchlichem Unterricht". Der Religionsunterricht gehört nach § 8 Abs. 3 WürttPfG zu den Verpflichtungen eines Gemeindepfarrers oder einer Gemeindepfarrerin. Im Rahmen des PfarrPlans wurde die Möglichkeit eröffnet, Deputate im Religionsunterricht oder Teile davon durch Festlegungen in den Geschäftsordnungen für die Pfarrämter auf andere Pfarrstellen zu verschieben.

2. In allen Fällen einer Verschiebung von Deputatsanteilen von einer Pfarrstelle auf eine andere ist zusammen mit den bezirklichen Stellenverteilungskonzepten die schriftliche Stellungnahme der Schuldekanin oder des Schuldekans dem Oberkirchenrat und dem Ausschuss für Kirchen- und Gemeindeentwicklung der Landessynode vorzulegen. 

3. Deputate von insgesamt mehr als acht Wochenstunden Religionsunterricht auf einer Pfarrstelle erfordern eine besondere Begründung durch die regionalen Gremien. Oberkirchenrat und der Ausschuss für Kirchen- und Gemeindeentwicklung der Landessynode werden diese im Kontext des übrigen für die Pfarrstelle vorgesehenen Dienstauftrags prüfen. 

4. Beim Verschieben von Deputatsanteilen von einer Pfarrstelle auf eine andere, ist auf die Vereinbarkeit der Aufgaben und Anforderungen in Kirchengemeinde und Schule besonders zu achten. Zu fragen ist, ob das umfangreiche gleichzeitige Arbeiten in zwei Systemen für den Stelleninhaber oder die Stelleninhaberin gut möglich ist. 

5. Wichtig ist, dass die Stellenkonstruktion für die Kirchengemeinde, die Person des Stelleninhabers oder der Stelleninhaberin und den Religionsunterricht im Zusammenspiel der Arbeitsfelder stimmig und transparent bleibt, so dass die Stelle auch zu besetzen ist. 

6. Deputatsanteile können nur dann auf eine andere Pfarrstelle verschoben werden, wenn regional ein Unterrichtseinsatz auch möglich ist. 

Dies gilt insbesondere in Regionen mit kleinen Unterrichtsaufträgen an kleinen Schulen. Dort können Deputatsanteile von einer Pfarrstelle auf eine andere nicht verschoben werden, wenn der Stelleninhaber oder die Stelleninhaberin dadurch an mehr als zwei Schulen eingesetzt werden müsste oder wenn ein solches Deputat unterrichtsorganisatorisch nicht umsetzbar ist.

7. Bei einem umfangreicherem Unterrichtsdeputat an einer Schule werden Pfarrer oder Pfarrerinnen mit höher gehenden Erwartungen konfrontiert. Sie haben sich in das Kollegium und das Schulleben, in die Schulentwicklung, in Schulkonferenzen und in schulische Projekte und ggf. in die Aufgaben der Ganztagesschule zeitlich einzubringen. Ein deutlich höheres Zeitbudget für den Bereich Schule ist dann zu veranschlagen.
4 Form des bezirklichen Stellenverteilungskonzepts

4.1 Muster eines bezirklichen Stellenverteilungskonzepts
Siehe unter  2-3_muster_bez_svk.xls 
4.2 Wie erstellen?
Alle Dekanatämter erhalten eine Datei, in der 
1. aus der Datenbank des Oberkirchenrats auf der Grundlage des PfarrPlans 2024 eine Übersicht über die im Kirchenbezirk bestehenden Pfarrstellen, versehen mit weiteren Angaben, erstellt wurde
,

2. die Möglichkeit besteht, die für den PfarrPlan 2030 erforderlichen Einträge vorzunehmen. 
Unterstützung bieten Tanja Förster und Ulrich Vallon: pfarrplan@elk-wue.de.  
Bitte besonders zu beachten:

· Die „Bemerkungen zur künftigen Struktur“ werden nicht von der Landessynode beschlossen, sondern sind zu gegebener Zeit – meist über Änderungen der Geschäftsordnung – umzusetzen.

· Die Frage, inwieweit in der Spalte für die Umsetzungsplanung Angaben zu beabsichtigten Stellenwechseln eingetragen werden sollen, kann nicht allgemein beantwortet werden. Entsprechende Gespräche sollen geführt werden, ohne deren Ergebnis zu veröffentlichen werden.

· Weitere Hinweise unter 2-2_aufhebung_errichtung.doc  (beispielsweise, welche Angaben zur Errichtung einer Pfarrstelle erforderlich sind).
Ev. Oberkirchenrat Stuttgart

Dezernat 3 Theologische Ausbildung und Pfarrdienst

� Begründung: Ist die Kirchengemeinde des Dekans oder der Dekanin klein, ist der Erhalt der Gemeindepfarrstelle neben der Pfarrstelle des Dekans oder der Dekanin gefährdet. Damit diese als volle Gemeindepfarrstelle erhalten bleibt, sollen von dieser Stelle aus Aufgaben übernommen werden (vor allem auch Vertretungsaufgaben in der Kirchengemeinde), die einen Teil der Aufgaben des/der Pfarrer/in zur Dienstaushilfe (PDA) beim Dekanatamt ausmachen.


In kleineren Kirchenbezirken ist der Aufwand für Vakaturvertretungen im Durchschnitt geringer als in großen Kirchenbezirken; somit erscheint es vertretbar, für Vertretungsaufgaben im Kirchenbezirk, die einen Teil der Aufgaben des/der PDA beim Dekanatamt ausmachen, in kleineren Kirchenbezirken weniger Kapazität vorzusehen.


Wenn Kürzungen in allen Bereichen des Pfarrdienstes (Gemeindepfarrstellen, Sonderpfarrstellen) erfolgen müssen, sollte der Bereich der PDA-Stellen beim Dekanatamt nicht von Kürzungen ausgenommen sein.


� Gemeindebezogene Sonderpfarrstellen und Sonderaufträge im Nebenamt; siehe außer in der �HYPERLINK "0_pp_planen_und_durchfuehren%20Stand%202023-03-24.docx"��Grundinformation�, dort unter 4.4.1, auch �HYPERLINK "3-1_sonderauftraege%2013.03.2023.doc"��unter Anlage 3.1 - Sonderpfarrstellen, gemeindebezogene Sonderpfarrstellen und Sonderaufträge im Nebenamt�.


� Siehe Spalten 11, 12 und 13 unter �HYPERLINK "5-2_zielzahlen.xls.xlsx"��Anlage 5.2 - Zielzahlen 2024


 und Anteile�.


� Siehe in der �HYPERLINK "0_pp_planen_und_durchfuehren%20Stand%202023-03-24.docx"��Grundinformation�, dort unter 4.4.1 und in �HYPERLINK "5-1_lk_svk%20-%2013.03.2023.doc"��Anlage 5.1 - Das landeskirchliche Stellenverteilungskonzept�.


� Siehe �HYPERLINK "3-2_ueberparochiale_zusammenarbeit%2014.03.2023.doc"��Anlage 3.2 - Überparochiale und übergemeindliche Zusammenarbeit�


� Wird beim Religionsunterricht mit „25 Wochenstunden = 1 Pfarrstelle“ gerechnet, dürfte dieser einen - an der Realität gemessen – unangemessen hohen Anteil ausmachen. Das wären bei sechs Wochenstunden 24 %, also fast ein Viertel einer Pfarrstelle. Tatsächlich dürfte aber der Prozentsatz in der Praxis des Gemeindepfarramts darunter liegen. (Dies legt sich auch durch den Umstand nahe, dass im landeskirchlichen Stellenverteilungskonzept auf den Religionsunterricht im Durchschnitt weniger als ein Fünftel einer Pfarrstelle entfällt.)�


� Auch sollte dringend vermieden werden, beispielsweise bei einer kleinen und großen Kirchengemeinde „mit zusammen 200 Prozent Pfarrstellen“ von einer „Pfarrstelle mit 125%“ und einer „Pfarrstelle mit 75%“ zu sprechen, und entsprechend auch nicht von einer „zusammengesetzten Pfarrstelle mit 25% und 75%“. Stattdessen ist immer vom Gesamtumfang einer Pfarrstelle auszugehen und dieser ggf. inhaltlich zu differenzieren: Der Stelleninhaber der Pfarrstelle in der kleinen Kirchengemeinde nimmt einen (konkret festzulegenden) Dienstauftrag - beispielsweise Predigtdienst am ersten Sonntag im Monat, ggf. auch darüber hinaus als Seelsorgebezirk einen bestimmten Ortsteil - in der großen Kirchengemeinde wahr. Vom Gesamtumfang auszugehen ist wichtig wegen des Deputats im Religionsunterricht, der besoldungsmäßigen Einstufung der Pfarrstelle und wegen der dienstrechtlichen Klarheit. 





Entsprechendes gilt für die Ausweisung von Sonderraufträgen im Nebenamt: Eine Pfarrstelle mit Sonderauftrag im Nebenamt ist nicht aus einem Gemeindeanteil im Umfang von beispielsweise 75 Prozent und einem Sonderanteil im Umfang von beispielsweise 25 Prozent „zusammengestückelt“ zu denken, sondern es handelt sich in diesem Fall um eine Gemeindepfarrstelle mit nicht eingeschränktem Dienstauftrag, mit der geschäftsordnungsmäßig ein Sonderauftrag im Nebenamt im Umfang von 25 Prozent verbunden wird. Der Sonderauftrag im Nebenamt ist also immer ein Anteil an der gesamten Gemeindepfarrstelle. Auch hier gäbe es andernfalls Unklarheiten in Bezug auf Religionsunterricht, Besetzungsgremium, Stelleneinstufung.





� Zu den RU-Deputaten bei Sonderaufträgen im Nebenamt siehe �HYPERLINK "3-1_sonderauftraege%2013.03.2023.doc"��3-1_sonderauftraege.doc�  dort unter 3.4.


� Für alle Kirchenbezirke insgesamt veröffentlicht als:��HYPERLINK "../2-6_uebersichten_bez_svk_neu_grundlage.xls"��2-6_uebersichten_bez_svk_neu_grundlage.xls� 





PAGE  
 11 -

-


